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Mandantenbrief 09/2019 

 
SPRUCH 
 

Größe heißt, Talent haben und bescheiden darüber sein. 
James Agate; 1877 - 1947, englischer Kritiker 
 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
  

Hinweispflicht des Arbeitgebers auf drohenden 
Verfall des Urlaubsanspruchs 
  
Arbeitgeber müssen auf den drohenden Verfall von Urlaub aus 
vergangenen Jahren hinweisen. Nach einem Urteil des Lan-
desarbeitsgerichts Köln (LAG) vom 9.4.2019 erlischt der Ur-
laubsanspruch eines Arbeitnehmers in der Regel nur dann am 
Ende des Kalenderjahres, wenn der Arbeitgeber den Arbeit-
nehmer zuvor über seinen Urlaubsanspruch und die Verfallfris-
ten belehrt hat. Diese Initiativlast des Arbeitgebers bezieht sich 
nicht nur auf das laufende Kalenderjahr, sondern auch auf den 
Urlaub aus vorangegangenen Kalenderjahren. 
 
In dem vom LAG entschiedenen Fall war ein Arbeitnehmer in 
der Zeit vom 1.9.2012 bis zum 31.3.2017 als Bote bei einer 
Apotheke beschäftigt. Bezüglich der Urlaubsansprüche enthielt 
der Arbeitsvertrag eine Regelung, wonach der Arbeitnehmer 
seinen Jahresurlaub auf eigenen Wunsch in Form einer wö-
chentlichen Arbeitszeitverkürzung nimmt. Statt der bezahlten 
30 Stunden/Woche arbeitete er nur 27,5 Stunden/Woche. Die 
Gewährung darüber hinausgehenden Urlaubs hatte der Bote 
während des Arbeitsverhältnisses nicht verlangt. Nach Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses begehrte er einen finanziellen 
Ausgleich für in den Jahren 2014, 2015 und 2016 nicht ge-
währten Urlaub. 
 
 
 

 
 

  



 
Nach der Bewertung des LAG sind die Urlaubsansprüche nicht 
durch den geringeren Arbeitszeitumfang erfüllt worden. Die 
wöchentliche Arbeitszeitverkürzung stellte keinen Erholungsur-
laub im Sinne des Bundesurlaubsgesetzes dar. Die Urlaubsan-
sprüche waren auch nicht verfallen. Denn unter Berücksichti-
gung des europäischen Rechts verfällt der Urlaub eines Arbeit-
nehmers in der Regel nur, wenn der Arbeitgeber ihn zuvor 
konkret aufgefordert hat, den Urlaub zu nehmen, und ihn klar 
und rechtzeitig darauf hingewiesen hat, dass der Urlaub ande-
renfalls mit Ablauf des Urlaubsjahres oder Übertragungszeit-
raums erlöscht. Dem Arbeitgeber obliegt die Initiativlast, im 
laufenden Kalenderjahr den Arbeitnehmer konkret aufzufor-
dern, den Urlaub zu nehmen. Diese Obliegenheit des Arbeit-
gebers bezieht sich auch auf Urlaub aus vorangegangenen 
Kalenderjahren. In dem o. g. Fall hatte der Arbeitgeber 3.600 € 
an den Arbeitnehmer zu zahlen. 

 

 

 
 

Familienrecht/Erbrecht 
 

Unterhaltsanspruch einer nicht ehelichen Mutter 
bei neuer Partnerschaft 
  
Die nicht eheliche Mutter verliert nicht ihren Unterhaltsan-
spruch gegen den Vater des Kindes, wenn sie mit einem neuen 
Partner eine feste Beziehung eingeht und mit diesem einen 
gemeinsamen Hausstand unterhält. Sie ist insoweit nicht einer 
ehelichen Mutter gleichzustellen, bei der eine neue Partner-
schaft zur Verwirkung des Unterhaltsanspruchs führt. Zu dieser 
Entscheidung kamen die Richter des Oberlandesgerichts 
Frankfurt a. M. in ihrem Beschluss vom 3.5.2019. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Sonstiges 
 

Reisevertrag - vorformulierte "Trinkgeldempfeh-
lung" eines Reiseveranstalters 
  
Die vom Reiseveranstalter für eine Kreuzfahrt vorformulierte 
"Trinkgeldempfehlung", der zufolge ein pauschaliertes Trink-
geld vom Bordkonto des Reisenden abgebucht wird, solange 
dieser nicht widerspricht, benachteiligt den Reisenden unan-
gemessen. Sie ist daher unwirksam. Das entschieden die Rich-
ter des Oberlandesgerichts Koblenz in ihrem Beschluss vom 
14.6.2019.  
 
Folgende Klausel verwendete der Reiseveranstalter in dem 
entschiedenen Fall: "Trinkgeldempfehlung: [Sie sind sicher 
gerne bereit, die Leistung der Servicecrew durch Trinkgeld zu 
honorieren.] Hierfür wird auf Ihrem Bordkonto ein Betrag i. H. v. 
10 € pro Person/Nacht an Bord gebucht, die sie an der Rezep-
tion kürzen, streichen oder erhöhen können." 
 
Bei der verwendeten "Trinkgeldempfehlung" handelte es sich 
um eine den Verbraucher unangemessen benachteiligende 
Allgemeine Geschäftsbedingung (AGB). Die "Trinkgeldempfeh-
lung" unterlag daher der gesetzlichen Inhaltskontrolle, welche 
festlegt, dass eine AGB unwirksam ist, wenn sie den Vertrags-
partner unangemessen benachteiligt. Die unangemessene Be-
nachteiligung lag hier in der vorgegebenen Widerspruchslö-
sung. Denn in der Folge wurde der Reisende "stillschweigend", 
ohne dass zuvor eine ausdrückliche Vereinbarung darüber ge-
troffen wurde, zu einer über den Reisepreis hinausgehenden 
Zahlung verpflichtet.  
 
Das Gesetz schreibt jedoch für Verbraucherverträge vor, dass 
eine Vereinbarung, die auf eine über das vereinbarte Entgelt 
für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrau-
chers gerichtet ist, ausdrücklich getroffen werden muss. 


